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3. Instanz
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Der Bescheid der Beklagten vom 23.05.2018 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 02.10.2018 wird dahingehend abgeÃ¤ndert, dass die
Beklagte verurteilt wird, dem KlÃ¤ger Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhaltes nach dem SGB II in Form der Miete i.H.v. 300 EUR monatlich
fÃ¼r die Zeit vom 01.05.2018 bis 30.04.2019 zu gewÃ¤hren. Die Kosten in HÃ¶he
von 300 EUR monatlich werden auf das Konto der GroÃ�mutter des KlÃ¤gers, Frau
Anna R., bei der Sparkasse N., BLZ xxxxxxxx, Kontonummer xxxxxxxxxxx gezahlt.
Die Beklagte trÃ¤gt die auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers.

Tatbestand:

Streitig ist, ob der KlÃ¤ger von Mai 2018 bis April 2019 einen Anspruch auf
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes nach dem Zweiten
Sozialgesetzbuch (SGB II) in Form von Kosten Unterkunft und Heizung gegen die
Beklagte besitzt, weil der KlÃ¤ger in der Wohnung seiner GroÃ�mutter wohnt.

Der am 6. 8.19xx geborene, alleinstehende KlÃ¤ger bewohnt seit 1.April 2016 eine
Wohnung seiner GroÃ�mutter in M. Laut Mietvertrag hat er hierfÃ¼r einen Mietzins
in HÃ¶he von 300 EUR monatlich zu leisten. Aus den KontoauszÃ¼gen der
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GroÃ�mutter ist zu entnehmen, dass der KlÃ¤ger von MÃ¤rz 2016 bis April 2017 die
monatliche Miete i.H.v. 300 EUR auch tatsÃ¤chlich geleistet hat.

Aufgrund seiner Arbeitslosigkeit hat der KlÃ¤ger zunÃ¤chst ALG I i.H.v. 680,10 EUR
monatlich bezogen und keine Mietzahlungen an seine GroÃ�mutter geleistet. Im Mai
2018 stellte er bei der Beklagten einen Antrag auf Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhaltes (SGB II).

Durch Bescheid vom 23.5.2018 bewilligte die Beklagte dem KlÃ¤ger nur die
Regelleistung fÃ¼r die Zeit von Mai 2018 bis April 2019 ohne Kosten fÃ¼r
Unterkunft und Heizung. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte die Beklagte aus, dass die
Miete durch die GroÃ�mutter dauerhaft gestundet sei und die Beklagte deshalb
auch nicht zur Tragung von Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung verpflichtet sei.

Den dagegen am 8.6.2018 erhobenen Widerspruch wies die Beklagte durch
Widerspruchsbescheid vom 02.10.2018 als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Zur
BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, dass der KlÃ¤ger nicht jeden Monat eine
Mietzahlung geleistet habe und seine letzte Zahlung an seine GroÃ�mutter auch
bereits 2016 erfolgt sei und es lÃ¤ge eine Stundung der Miete vor.

Der KlÃ¤ger beantragt, die Beklagte zu verurteilen, dem KlÃ¤ger unter
AbÃ¤nderung des Bescheides vom 23.05.2018 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 02.10.2018 fÃ¼r die Zeit vom 01.05.2018 bis
30.04.2019 Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung von monatlich insgesamt 300
EUR zu bewilligen und die Nachzahlung unmittelbar an die Vermieterin Frau Anna R.
auf deren Privatgirokonto bei der Sparkasse N., BLZ xxxxxxxx, Kontonummer
xxxxxxxxxx zu Ã¼berweisen.

Die Beklagte beantragt, die Klage abzuweisen.

Zur BegrÃ¼ndung verweist sie auf ihre AusfÃ¼hrungen in den streitigen
Bescheiden. Nach der Ablehnung erhob der KlÃ¤ger Klage.

Die GroÃ�mutter des KlÃ¤gers hat am 18.02.2019 dem Gericht mitgeteilt, dass die
monatlichen Kosten fÃ¼r die Wohnung des Enkels 305 EUR betragen und sie diese
haben mÃ¶chte bzw. davon ausgegangen ist, dass im Zweifel "Beihilfe" von der
BehÃ¶rde geleistet werde. Das Gericht hat in dem ErÃ¶rterungstermin am
15.4.2019 Beweis durch die Vernehmung der GroÃ�mutter des KlÃ¤gers erhoben.
Auf die Aussage der Zeugin wird vollumfÃ¤nglich Bezug genommen.

Die Beteiligten haben sich im ErÃ¶rterungstermin mit einer Entscheidung durch
Urteil ohne mÃ¼ndliche Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Gerichtsakte und die Verwaltungsakte der Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:
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Die Kammer konnte ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheiden, weil die
Beteiligten hierzu ihr EinverstÃ¤ndnis erteilt haben, Â§ 124 Abs. 2 SGG.

Die zulÃ¤ssige, kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage ist begrÃ¼ndet. Der
KlÃ¤ger ist durch den Bescheid der Beklagten vom 23.5.2018 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 2.10.2018 gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 2 SGG beschwert,
weil er auch einen Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II in Form der Kosten
Unterkunft und Heizung gegen die Beklagte besitzt.

Streitig ist vorliegend der Zeitraum von Mai 2018 bis April 2019. Mit der
Leistungsklage beantragt der KlÃ¤ger auch nur die Bewilligung von Aufwendungen
fÃ¼r der Kosten fÃ¼r Unterkunft und Heizung (BSG, Urteil vom 18.11.2014, Az. B 4
AS 4/14 R).

Nach Â§ 19 Abs. 1 SGB II erhalten erwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte
Arbeitslosengeld II in Form des Regelbedarfs, des Mehrbedarfs und des Bedarfs der
Kosten fÃ¼r die Unterkunft.

ErwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte sind nach der Legaldefinition des Â§ 7 Abs. 1
Personen, die

1. das 15. Lebensjahr vollendet und die Altersgrenze nach Â§ 7a noch nicht erreicht
haben,

2. erwerbsfÃ¤hig sind,

3. hilfebedÃ¼rftig sind und

4. ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben, Â§ 7
Abs. 1 S. 1 SGB II

Der KlÃ¤ger hat nach Â§ 7 Abs.1 S. 1 Nr. 1 SGB II seinen gewÃ¶hnlichen Aufenthalt
im Bundesgebiet, ist Ã¤lter als 15 Jahre und hat die Altersgrenze noch nicht erreicht
(Â§ 7 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB II).

Der KlÃ¤ger hat im streitigen Zeitraum auch einen Anspruch auf Ã�bernahme von
Kosten und fÃ¼r Unterkunft und Heizung gemÃ¤Ã� Â§ 22 Abs. 1 SGB II fÃ¼r die von
ihm bewohnte Wohnung seiner GroÃ�mutter i.H.v. 300 EUR monatlich.

GemÃ¤Ã� 22 Abs. 1 S. 1 SGB II werden Bedarfe fÃ¼r Heizung in HÃ¶he der
tatsÃ¤chlichen Aufwendungen anerkannt, soweit diese angemessen sind. Hierbei
sind nur die tatsÃ¤chlich anfallenden Unterkunftskosten eines
Leistungsberechtigten fÃ¼r eine Unterkunft berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hig, mit der
dieser sein GrundbedÃ¼rfnis "Wohnen" bezogen auf den streitgegenstÃ¤ndlichen
Zeitraum tatsÃ¤chlich befriedigt (BSG, Urteil vom 23.05.2012 â�� B 14 AS 133/11 R,
Urteil vom 03.03.2009, Az. B 4 AS 37/08 R).

FÃ¼r die GewÃ¤hrung von Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung nach Â§ 22
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Abs.1 SGB II ist grundsÃ¤tzlich Voraussetzung, dass die leistungsberechtigte Person
einer ernsthaften Mietzinsforderung ausgesetzt ist, was insbesondere dann einer
besonderen PrÃ¼fung bedarf, wenn ein erwachsenes Kind allein oder zusammen
mit anderen Personen in einer einem Verwandten gehÃ¶renden Wohnung lebt (BSG,
Urteil vom 3.3.2009, Az. B 4 AS 37/08 R, Urteil vom 7.5.2009, Az. B 14 AS 31/07 R;
LSG NRW, Entscheidung vom 18.2.2016, Az. L 9 SO 145/14). Erforderlich ist aber,
dass der Leistungsberechtigte einer wirksamen und nicht dauerhaft gestundeten
Mietzinsforderung ausgesetzt ist (BSG, a.a.O.).

Die Mietkosten gegenÃ¼ber nahen AngehÃ¶rigen sind vom SGB II-Leistungen
TrÃ¤ger nur dann zu Ã¼bernehmen, wenn diese auf einer wirksamen rechtlichen
Verpflichtung beruhen, die unabhÃ¤ngig davon, ob die HÃ¶he oder die
Vertragsgestaltung einem rechtlichen Fremdvergleich standhÃ¤lt (BSG, Urteil vom
3.3.2009, Az. B 4 AS 37/08 R).

Es kann auch zwischen FamilienangehÃ¶rigen ein wirksames MietverhÃ¤ltnis
vorliegen. FÃ¼r die Frage eines wirksamen MietverhÃ¤ltnisses kommt es auf die
GlaubwÃ¼rdigkeit der vorgetragenen Tatsachen und die feststellbaren Indizien an,
aus denen sich die richterliche Ã�berzeugung speist (LSG Baden-WÃ¼rttemberg,
Urteil vom 21.11.2012, Az. L 2 AS 509/11).

Von einer ernsthaften Mietzinsforderung ist hier auszugehen, auch wenn der
KlÃ¤ger ab dem Bezug von Arbeitslosengeld I keine Miete mehr an seine
GroÃ�mutter geleistet hat. Das Gericht geht dabei von folgenden ErwÃ¤gungen aus:

Der Mietvertrag zwischen der GroÃ�mutter und ihrem Enkel ist geschlossen worden,
als der Enkel noch berufstÃ¤tig war und damals hat er auch die Miete an seine
GroÃ�mutter Ã¼berwiesen. Insofern hat der Beginn des MietverhÃ¤ltnisses
angefangen wie bei anderen auch. Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass der Mietvertrag
zwischen dem KlÃ¤ger und seiner GroÃ�mutter zum Zeitpunkt des Abschlusses nur
ein ScheingeschÃ¤ft darstellt, bestehen nicht. Somit hatte der KlÃ¤ger mit seiner
GroÃ�mutter einen wirksamen Mietvertrag und zwischen der GroÃ�mutter und dem
volljÃ¤hrigen KlÃ¤ger bestand zu keiner Zeit keine Bedarfs- oder
Haushaltsgemeinschaft, denn er bewohnte eine eigene Wohnung, die der
GroÃ�mutter nur gehÃ¶rt.

Zur Ã�berzeugung der Kammer steht unter BerÃ¼cksichtigung der Aussage der
Zeugin R. und den vorgelegten Unterlagen fest, dass die Kosten fÃ¼r Unterkunft
und Heizung im Zeitraum von Mai 2018 bis zum April 2019 fÃ¼r den KlÃ¤ger auch
tatsÃ¤chlich angefallen sind.

Zwar haben der KlÃ¤ger und seine GroÃ�mutter eine konkludente
Stundungsvereinbarung dahingehend getroffen, dass der Enkel bei
ZahlungsunfÃ¤higkeit die Miete nicht zahlt; allerdings ist die Miete durch die
GroÃ�mutter nicht dauerhaft gestundet. Dies kÃ¤me nÃ¤mlich einem Erlass der
Miete durch die GroÃ�mutter gleich. Hiervon ist nicht auszugehen.

Eine Stundungsvereinbarung bis zur Besserung der LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤ger
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kann auch formfrei getroffen werden und es bestand zwischen den Parteien des
Mietvertrages (oder der MietvertrÃ¤ge) auch Einigkeit darÃ¼ber, dass
Mietforderungen dem monatlich entstehen (WM 2007, 1796, 1799). Bei einer
Stundung bis zur Besserung der wirtschaftlichen Lage des Schuldners muss dieser
ab Eintritt der Besserung unaufgefordert seiner Leistungspflicht, ggf. in Raten,
nachkommen (RG 84, 290; Artz, in: Erman, BGB, 15. Aufl. 2017, Â§ 271 BGB, Rn.
11).

Eine dauerhafte Stundung der Miete durch die GroÃ�mutter wÃ¤re mit einem Erlass
einer Mietforderung hier gleichzusetzen. Die GroÃ�mutter wollte hier lediglich
stillhalten bis geklÃ¤rt ist, ob der Enkel (der KlÃ¤ger) die Miete Ã¼ber den Bezug
von Sozialleistungen decken kann. Vorliegend hat das Gericht keine Zweifel daran,
dass der Enkel an die GroÃ�mutter den Mietzins bezahlen wÃ¼rde, wenn er dazu
wirtschaftlich in der Lage wÃ¤re. Die Stundung endet in einen solchen Fall, sobald
und soweit der KlÃ¤ger zu Mietzahlungen an die GroÃ�mutter im Stande ist.

Die Zeugin R. hat im ErÃ¶rterungstermin vom 18.04.2019 nachvollziehbar
ausgesagt, dass der KlÃ¤ger auch weiterhin einer wirksamen Mietzinsforderung
ausgesetzt ist. Auch ist nachvollziehbar, dass die Miete des KlÃ¤gers ihm nicht
dauerhaft gestundet bzw. erlassen ist.

Die GroÃ�mutter hat die Miete allenfalls gestundet, nicht erlassen. Eine Stundung
nach Â§ 271 BGB setzt in der Regel eine vertragliche Abrede voraus. Es liegt
zwischen der GroÃ�mutter und dem Enkel lediglich ein "Stillhalteabkommen" vor,
das heiÃ�t dass die Forderung derzeit nicht geltend gemacht wird, aber besteht und
fÃ¤llig ist. Laut Mietvertrag ist die Miete spÃ¤testens bis zum 3. Werktag eines
Monats zu entrichten. Damit enthÃ¤lt der Mietvertrag eine gesetzliche Regelung in 
Â§ 556 Buchst. b BGB.

Die Zeugin hat bei ihrer Vernehmung erklÃ¤rt, dass sie weiterhin auf die
Begleichung der Miete bestehe und angewiesen sei. Sie kÃ¶nne fÃ¼r die Wohnung
keine Kosten tragen, weil sie nur eine Rente beziehe. Sie habe dem KlÃ¤ger die
Miete nicht erlassen, sondern ist davon ausgegangen, dass im Zweifel" die
BehÃ¶rde" einspringe, wenn der KlÃ¤ger nicht mehr zahlen kÃ¶nne. Die
GroÃ�mutter hat Enkel (dem KlÃ¤ger) bislang nicht gekÃ¼ndigt, weil sie aus
familiÃ¤ren GrÃ¼nden sich dazu derzeit nicht im Stande.

Die Tatsache, dass dem KlÃ¤ger noch nicht gekÃ¼ndigt worden ist, liegt allein
daran, dass Vermieterin seine GroÃ�mutter ist. Auch der Mietzins von 300 EUR fÃ¼r
die vom KlÃ¤ger bewohnte Wohnung, der angemessen ist, ist so, weil es sich um
seine GroÃ�mutter handelt. Eine Ã�bertragung der MaÃ�stÃ¤be des
Fremdvergleichs auf das SGB II scheidet hier aus. WÃ¤hrend es im Steuerrecht
darum geht, ob das strittige MietverhÃ¤ltnis auf Seiten des Vermieters der
Besteuerung zu Grunde zu legen ist, geht es im Grundsicherungsrecht darum, ob
ein existenzieller Bedarf vorhanden ist, der durch Leistungen fÃ¼r Unterkunft
gedeckt werden muss. Ein Bedarf ist jedoch nicht erst dann
grundsicherungsrechtlich relevant, wenn er mindestens die HÃ¶he der
Aufwendungen eines Dritten, also eines NichthilfebedÃ¼rftigen in vergleichbarer
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Situation erreicht. Andere Mittel oder beispielsweise Hilfen von AngehÃ¶rigen in
Form verbilligter WohnraumÃ¼berlassung sind im SGB II zur Bedarfssenkung und
damit zumindest zur Minderung der HilfebedÃ¼rftigkeit einzusetzen (vgl Â§ 3 Abs. 3
Satz 1 SGB II). Grundsicherungsrechtlich ist es mithin sogar erwÃ¼nscht, wenn der
vereinbarte Mietzins etwa aus GrÃ¼nden der verwandtschaftlichen Verbundenheit
niedriger ist, als dieses in einem MietverhÃ¤ltnis unter Fremden der Fall wÃ¤re
(BSG, Urteil vom 3.3.2009, Az. B 4 AS 37/08 R â��, SozR 4-4200 Â§ 22 Nr 15, Rn.
27).

Vorliegend spricht nach Auffassung der Kammer nichts dafÃ¼r, dass der KlÃ¤ger
und seine GroÃ�mutter zur Erlangung von Sozialleistungen einen Mietvertrag
abgeschlossen haben, weil der Mietvertrag bereits vor dem Bezug von
Sozialleistungen durch den KlÃ¤ger geschlossen worden ist und auch Ã¼ber ein Jahr
die Miete bezahlt wurde, als der KlÃ¤ger sich in einem ArbeitsverhÃ¤ltnis befand.
Wenn der KlÃ¤ger in einer anderen Unterkunft wohnen wÃ¼rde, die nicht seiner
GroÃ�mutter gehÃ¶rt, mÃ¼sste die Beklagte entsprechende Kosten fÃ¼r
Unterkunft und Heizung leisten.

Zum Zeitpunkt des Beginns des ALG II-Bezuges des KlÃ¤gers kann demnach nicht
von einer dauerhaften Stundung des Mietzinses durch die GroÃ�mutter
ausgegangen werden. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â§ 183, 193 SGG und
trÃ¤gt dem Unterliegen der Beklagten Rechnung.

Erstellt am: 27.11.2019

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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